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PantherMedia Anbauten wie Wintergärten müssen oft behördlich genehmigt sein 

Ob Wintergarten oder Gartenhaus: Wer sein Heim erweitern will, muss eine Reihe von Vorschriften beachten. Bauherren, die ohne behördlichen Segen loslegen, müssen befürchten, dass die Behörden ein Abrisskommando schicken.

So schön die eigenen vier Wände auch sein mögen. Viele Hausbesitzer finden doch immer wieder etwas, was das eigene zu Hause weiter aufwertet: Ein Gartenhäuschen, ein Wintergarten oder ein Carport – Projektideen gibt es viele. Die Entfaltungsmöglichkeiten des Eigentümers sind allerdings begrenzt. Schon kleinere Umbauten unterliegen mitunter strengen rechtlichen Vorgaben. Möglicherweise ist sogar eine formelle Baugenehmigung erforderlich. Das macht Arbeit und kostet Geld. Aber auch wenn Behördengänge den meisten Bauherren verhasst sind, sollten sie an dieser Stelle sehr akribisch vorgehen. „Andernfalls kann es passieren, dass man das Ganze wieder abreißen muss“, warnt Jochen Stoiber von der Architektenkammer Baden-Württemberg.
So verklagte ein Eigentümer seinen Nachbarn, da dieser unmittelbar an der Grundstücksgrenze ein massives Baumhaus für seine Kinder gebaut hatte. Das Landgericht Dortmund entschied, dass auch für ein Baumhaus der gesetzlich vorgeschriebene Abstand zum Nachbargrundstück gilt. Die Spielstätte musste daher abgerissen werden.

Um sich derartige Erfahrungen zu ersparen, sollten gestaltungswillige Hausbesitzer daher ein paar Regeln beachten.

Welche Vorschriften zum Verhängnis werden können

Die Regelungen des deutschen Baurechts sind vielfältig und unübersichtlich. Die Grundzüge legt der Bund im Baugesetzbuch und in der Baunutzungsverordnung fest. Hier finden sich die Rahmenbedingungen für die Bebauungspläne der Kommunen, in denen festgelegt wird, auf welchen Grundstücken überhaupt gebaut werden darf – und vor allem was. Wer versucht, in ein reines Wohngebiet eine Kläranlage zu bauen, wird ebenso Schiffbruch erleiden, wie der Bauherr, der seine Sommerdatsche im Industriegebiet errichten will.
Zudem gelten fast überall detaillierte Bestimmungen, wo auf einem Grundstück gebaut werden darf (Baulinien), wie viel Grundstücksfläche insgesamt überbaut werden darf (Grundflächenzahl) und wie viel Quadratmeter alle Flächen einschließlich der oberen Stockwerke haben dürfen (Geschossflächenzahl).

Zulässige Höchstgrenzen beachten

Diese Maßzahlen sind auch dann interessant, wenn ein Hausbesitzer damit liebäugelt, an-, um- oder auszubauen. „Interessenten sollten sich deshalb sehr detailliert darüber informieren, was die bebaute Grundfläche vergrößert“, so Experte Stoiber. Schon ein neues Gartenhaus oder ein Gewächshaus könnten dazu führen, dass die zulässigen Höchstgrenzen überschritten werden. „Auch ein Carport und oder Garage werden in der Regel auf die Grundfläche angerechnet“, sagt Stoiber.
Ohne professionellen Rat sind verbindliche Aussagen kaum zu erlangen. Denn die Regelungen sind uneinheitlich: So werden etwa in alten Bebauungsplänen Balkone nicht zur relevanten Grundfläche gerechnet, in neuen schon.

Vorsicht an der Grundstücksgrenze

In den Bauordnungen der Länder gibt es zudem ein Abstandsgebot, das verhindern soll, dass man mit seinem Anbau dem Nachbarn zu sehr auf die Pelle rückt. Diese Regelung hatte ursprünglich den Zweck, ein Ausbreiten von Bränden zu verhindern. Mittlerweile hat es sich aber zu einem Nachbarrecht weiter entwickelt, das den Aspekt des Sichtschutzes und der Verschattung in den Vordergrund rückt. „In den meisten Bundesländern muss der Abstand bei Einfamilienhäusern drei Meter betragen“, erklärt Bettina Allewelt von der Eigentümer-Schutzgemeinschaft Haus und Grund.
Ist das Haus denkmalgeschützt oder gilt für den gesamten Straßenzug ein sogenannter Ensembleschutz, der den Gesamteindruck der geschützten Fläche wahren soll, müssen zusätzliche Restriktionen beachtet werden.

Wie Hausbesitzer vorgehen sollten

Trotz der gesetzgeberischen Detailverliebtheit gibt es auch gute Nachrichten: So ist eine Vielzahl kleinerer Bauvorhaben verfahrensfrei. Das bedeutet, dass der Bauherr nicht verpflichtet ist, eine förmliche Baugenehmigung einzuholen. In der Musterbauordnung der Bauministerkonferenz sind als verfahrensfrei unter anderem aufgeführt: eingeschossige Gebäude bis zehn Quadratmeter, Garagen und überdachte Stellplätze, Gewächshäuser, Terrassendächer, Gartenlauben in Kleingartenanlagen, Schwimmbecken bis zu 100 Kubikmeter und Spielplätze.
Diese Liste ist allerdings nur eine Empfehlung an die Länder. In der Praxis variiert sie regional. In Baden-Württemberg beispielsweise ist die Grenze zwischen „verfahrensfrei“ und „genehmigungspflichtig“ überschritten, wenn der Anbau Wohnraumqualität erreicht. Dies ist bei einem Wintergarten meist der Fall: „Sobald er als Aufenthaltsraum genutzt werden kann, ist er nicht mehr verfahrensfrei“, erklärt Architekt Stoiber. Gleiches gilt für Gartenhäuser, sofern sie mit Aufenthaltsräumen oder Toiletten ausgestattet sind.

Regionale Unterschiede beachten

In Hessen sind die Regeln weitgehend gelockert. „Fast alles, was im Ein- oder Zweifamilienhaus passiert, darf man selbst machen“, sagt Christof Bodenbach von der Architektenkammer Hessen. Für den Hausbau muss nicht einmal ein Architekt hinzugezogen werden. Sinnvoll seien Alleingänge trotzdem nicht, da der Bürger damit die gesamte Verantwortung selbst trage, sagt Bodenbach.
Verfahrensfrei heißt eben keineswegs, dass der Bauherr bauen darf, wie er will. Die an seinem Wohnort geltenden öffentlich-rechtlichen Vorgaben muss er stets beachten. Und die treiben mitunter seltsame Blüten: So kann es passieren, dass der Umbau eines Schuppens erlaubt, der Abriss und Neubau dagegen verboten ist, erklärt Haus und Grund-Expertin Allewelt: „In anderen Gebieten ist sogar die Farbe der Dachziegel vorgeschrieben.“

Die Baubehörde ist der zentrale Ansprechpartner

Wer wissen will, welche Beschränkungen für sein Projekt gelten, sollte sich daher bei der kommunalen Bauaufsichtsbehörde informieren, rät Allewelt. Die Behörde kennt die Bebauungspläne und kann Auskunft über alle baurechtlichen Vorgaben geben.
Genehmigungspflichtige Vorhaben könne der Laie in der Regel nicht auf eigene Faust bewältigen, sagt Architekt Stoiber. Oft schreibe das Gesetz deshalb zurecht vor, einen Architekten – manchmal auch einen Handwerksmeister – mit der Aufgabe zu betrauen. Denn neben bauphysikalischen Aspekten müssen auch Energiestandards, Vorbeugung gegen Schimmelbildung und Schallschutz berücksichtigt werden. Das Honorar für den Fachmann schmälert natürlich das Budget für den eigentlichen Bau.

Für Ausnahmen zahlt man drauf

Dafür aber sind die Gebühren für die Baugenehmigung zu vernachlässigen. In Köln sind es beispielsweise sechs Promille der Baukosten, in München ein bis zwei Promille, mindestens jedoch 40 Euro. Teurer können dagegen Ausnahmegenehmigungen werden: Wer die Abstandsregeln, die zulässige Grundflächenzahl oder andere Höchstmaße überschreiten will, kann dies gegebenenfalls tun, muss dafür aber draufzahlen. In Köln sind es beispielsweise 100 Euro pro Befreiung.

Wie lange die Prozedur dauert, hängt vor allem davon ab, wie viele Behörden beteiligt sind. Wenn neben Bauaufsicht und Stadtplanungsamt auch noch Denkmalschutz- und Umweltbehörde involviert sind, kann es schon mal länger dauern. „Bei kleineren Bauvorhaben sollte man aber mit vier Wochen hinkommen“, sagt Allewelt. Vorausgesetzt, die Unterlagen sind vollständig eingereicht worden.
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